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Abschrift 


An den 

Herrn Vorsitzenden 

des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages 

und des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten Kopf 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 125. Sitzung 
am 2. Juli 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 18. Juni 1954 verabschiedeten 

Gesetzes über Erlaß von Strafen und Geld- 
bußen und die Niederschlagung von Strafverfahren 
und Bußgeldverfahren (Straffreiheitsgesetz 1954) 

- Drucksachen 523, 215, 248 - 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes — aus den sich aus der Anlage ergeben- 
den Gründen — einberufen wird. 

gez. Dr. h. c. Zinn 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bonn, den 2. Juli 1954 


Vorstehende Abschrift wird mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 

Dr. h. c. Zinn 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
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BUNDESRAT 


betr. Entwurf eines Gesetzes über den Erlaß von Strafen und Geldbußen 
und die Niederschlagung von Strafverfahren und Bußgeldverfahren 
(Straffreiheitsgesetz 1954) 


1. In § 1 sind die Worte „die vor dem 1. Ja- 
nuar 1954 begangen sind“ zu ersetzen durch 
die Worte „die vor dem 9. September 1953 
begangen sind“. 

Begründung 

Es geht nicht an, daß Straftaten, welche in 
Kenntnis der Absichten des Gesetzgebers 
begangen wurden, von der Straffreiheit er- 
faßt werden. Demgegenüber muß die Ab- 
sicht, durch eine Verlegung des Stichtages zu 
betonen, daß ein Zusammenhang des Straf- 
freiheitsgesetzes mit der Bundestagswahl 
nicht bestehe, zurücktreten. 

2. In § 3 Abs. 1 ist die zweite Satzhälfte wie 
folgt zu fassen: 

wenn keine schwerere Strafe als 

Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten und 
Geldstrafe, bei der die Ersatzfreiheitsstrafe 
sechs Monate nicht übersteigt, allein oder 
nebeneinander,, beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes rechtskräftig verhängt oder zu er- 
warten ist.“ 

Begründung 

Die vom Bundestag gegenüber der Regie- 
rungsvorlage vorgenommene Ausweitung 
der Amnestie In den Fällen des § 3 auf 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr (statt bis 
zu sechs Monaten, wie es die Regierungs- 
vorlage vorsah) ist nicht gerechtfertigt. 
Durch diese Ausweitung würde die Amnestie 
auch auf solche Delikte erstreckt werden, 
die ihrem Unrechtsgehalt nach nicht 
amnestiewürdig sind. 

3. § 4 ist wie folgt zu fassen: 
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Steuer- und Monopolvergehen 
(1) Für Steuervergehen (§ 392 der Reichs- 
abgabenordnung) und Monopolvergehen 
(§§ 119 bis 126 des Gesetzes über das 
Branntweinmonopol) wird Straffreiheit 


nach diesem Gesetz nur unter den in den 
§§ 2, 3 bezeichneten Voraussetzungen und 
nur bei Taten gewährt, die nach den Vor- 
schriften über 

Steuerordnungswidrigkelten 

(§413 der Reichsabgabenordnung) oder 

Monopolordnungswidrigkeiten 

(§ 125 des Branntweinmonopolgesetzes) 

strafbar sind. Bei rechtskräftig verhängter 
Geldstrafe, die noch nicht in Freiheitsstrafe 
umgewandelt ist (§ 470 der Reichsabgaben- 
ordnung), kommt es auf die Höhe der zu 
erwartenden Ersatzfreiheitsstrafe an. 

(2) Zuwiderhandlungen gegen Artikel IX 
des Anhangs zum Gesetz Nr. 64 der Militär- 
regierung vom 20. Juni 1948 (Bestandsauf- 
nahme — WiGBl. Beilage Nr. 4 S. 11) und 
gegen die entsprechenden Vorschriften, der 
Länder der französischen Zone sind von der 
Straffreiheit nach diesem Gesetz ausgeschlos- 
sen.“ ' 

Begründung 

Die wirksame Bekämpfung der Steuer- 
hinterziehung ist ein bedeutsames Problem 
der Nachkriegszeit. Sie hat die Finanzver- 
waltung vor schwierige Aufgaben gestellt, 
deren Lösung bei Einbeziehung der Steuer- 
und Monopolvergehen in die allgemeine 
Amnestie wesentlich erschwert wird. Das Ist 
weder gegenüber der Allgemeinheit noch im 
Hinblick auf die ehrlichen Steuerzahler zu 
verantworten. 

Gegen die Aufnahme der Steuer- und Mo- 
nopolvergehen in die Vorlage spricht auch 
die Tatsache, daß die Vorschrift des § 410 
RAO dem Steuerpflichtigen die Möglichkeit 
gibt, durch Selbstanzeige beim Finanzamt 
Amnestie zu erlangen. Diese- Vorschrift be- 
rücksichtigt die Besonderheiten des Steuer- 
rechts und gewährleistet bis zu einem ge- 
wissen Grade den Eingang der hinterzo- 
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genen Steuerbeträge. Aus diesen Erwägun- 
gen heraus hat auch das Gesetz über die 
Gewährung von Straffreiheit vom 31. De- 
zember 1949 auf die Aufnahme von Steuer- 
und Monopolvergehen verzichtet. Ebenso 
hat sich die Regierungsvorlage auf Steuer- 
und Monopolordnungswidrigkeiten be- 
schränkt. Der Bundesrat Ist der Auffassung, 
daß eine weitergehende Amnestie nicht ver- 
treten werden kann. Für § 4 ist deshalb die 
Fassung der Regierungsvorlage wiederher- 
zustellen. 

4. In § 5 sind nadi dem Wort „Geldstrafe“ die 
Worte einzufügen „bis zu 20 000 Deutsche 
Mark“. 

Begründung 

Es erscheint bedenklich, Straffreiheit für 
Geldstrafe In unbegrenzter Höhe zu gewäh- 
ren. Der Weg des § 2, nämlich einer Bezug- 
nahme auf die ausgesprochene Ersatzfrei- 
heitsstrafe, scheint hier nicht gangbar, weil 
die Ersatzfreiheitsstrafe ein Jahr nicht über- 
steigen kann. Deshalb Ist es erforderlich, die 
Begrenzung nach dem Betrag der Geldstrafe 
vorzunehmen. Gegen die Amnestierung bei 
Geldstrafen von mehr als 20 000 DM be- 
stehen auch unter Berüd^sichtigung des an- 
erkennenswerten besonderen Bedürfnisses so 
erhebliche Bedenken daß hier die vertret- 
bare Grenze zu liegen scheint. 

5. § 8 Ist zu streichen. 

Begründung 

Gegen die Vorschrift bestehen verfassungs- 
rechtliche sowie allgemeine reditspolltisdie 
Bedenken. 

6. In § 9 Abs. 1 sind 

a) die Worte 

„Doppelehe 

(§ 171 des Strafgesetzbuchs),“ 
zu streichen. 

Begründung 

Der größte Teil der in den letzten Jah- 
ren strafrechtlich erfaßten Fälle von 
Doppelehen Ist auf die besonderen Ver- 
hältnisse der Nachkriegszeit zurückzu- 
führen. Es erscheint daher mit der vom 
Bundestag vertretenen Tendenz des Ge- 
setzes nicht vereinbar, diese Taten von 
der Anwendung des Straffreiheits- 
gesetzes besonders auszunehmen. 


b) nach den Worten 

„Raub und räuberische Erpressung 
(§§ 249 bis 252, 255 des Strafgesetz- 
buchs),“ 

die Worte einzufügen 

„schwere Bestechlichkeit und Richter- 
bestechung 

(§§ 332, 334 des Strafgesetzbuchs, 

§ 3 der Verordnung gegen Bestechung 
und Geheimnisverrat nichtbeamteter 
Personen in der Fassung vom 22. Mai 
1943 [Reichsgesetzbl. I S. 351]),“. 

Begründung 

Schwere Bestechlichkeit und Richter- 
bestechung sind Straftaten von solchem 
Gewicht, daß es mit einer geordneten 
Strafrechtspflege nicht vereinbar er- 
scheint, derartige Täter in den Genuß 
der Straffreiheit gelangen zu lassen. 

c) nach den Worten 

„schwere Bestechlichkeit und Richter- 
bestechung 

(; r 

die Worte einzufügen 
„Vergehen, die gegen Vorschriften zur 
Sicherung des Straßenverkehrs versto- 
ßen oder mit einem solchen Verstoß ver- 
bunden sind,“.- 

Begründung 

Eines der ernstesten kriminalpolitischen 
Anliegen der Gegenwart Ist die nach- 
drückliche Bekämpfung der immer noch 
zunehmenden Verkehrsunfälle mit straf- 
rechtlichen Mitteln. Dieses Anliegen Ist 
erst Im Jahre 1953 durch eine Ver- 
schärfung strafrechtlicher Vorschriften 
vom Gesetzgeber anerkannt worden. 
Nach anfänglichen Schwierigkeiten be- 
mühen sich die Gerichte, der Bedeutung 
dieser Aufgabe gerecht zu werden, ohne 
jedoch In aller Regel den in § 2 des Ge- 
setzes vorgesehenen Rahmen von Frei- 
heitsstrafen zu überschreiten. Der Kampf 
gegen die Verkehrsunfälle mit strafrecht- 
lichen Mitteln würde nicht wieder gut- 
zumachenden Schaden erleiden, wenn 
hier keine Ausnahme von der Gewäh- 
rung der Straffreiheit gemacht würde. 
Es ist hierbei besonders zu berücksichti- 
gen, daß bei der Bestrafung solcher 
Taten der Gesichtspunkt der General- 
prävention vor dem der Individuellen 
Schuld den Vorrang haben muß. 
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7. § 14 ist zu streichen. 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu oben Nr. 3. 

8. In § 23 sind die Worte 

„ohne Rücksicht auf die Höhe der Geldbuße 
gewährt.“ 

zu ersetzen durch die Worte 
„gewährt, wenn eine Geldbuße bis zu 
30 000 Deutsche Mark rechtskräftig ver- 
hängt oder zu erwarten ist.“ 

Begründung 

Es Ist angezeigt, auch bei Ordnungswidrig- 
keiten Straffreiheit nicht ohne Rücksicht auf 
die Höhe der Geldbuße zu gewähren, son- 
dern nur in einem Rahmen, der den 
Empfehlungen zu § 5 des Gesetzes angepaßt 
ist. Unter Berücksichtigung des Umstandes, 
daß erfahrungsgemäß bei Ordnungswidrig- 
kelten von den Verwaltungsbehörden etwas 
höhere Geldbußen verhängt zu werden pfle- 
gen, als sie die Gerichte als Geldstrafe ver- 
hängen, dürfte die Bestimmung der Grenze 
bei 30 000 DM den Empfehlungen zu § 5 
ungefähr entsprechen. 


9. § 28 ist wie folgt zu fassen: 
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Fristregelung 

Hängt die Gewährung von Straffreiheit 
davon ab, ob eine Vorstrafe außer Betracht 
bleibt, so kann der Verurteilte einen Antrag 
nach § 15 Abs. 1 des Gesetzes über die 
innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe in 
Strafsachen vom 2. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 161) auch nach Ablauf der In 
§ 15 Abs. 2 und § 20 dieses Gesetzes be- 
stimmten Frist stellen. Dies gilt auch, wenn 
ein früherer Antrag wegen Versäumung der 
Frist abgelehnt worden ist.“ 

Begründung 

Das begründete Bedürfnis, Personen, die die 
Fristen der §§15 und 20 des Gesetzes über 
die innerdeutsche Rechtshilfe in Strafsachen 
versäumt haben, nicht wegen dieses Säum- 
nlsses von dem Genuß der Straffreiheit aus- 
zuschließen, nötigt nicht zur Aufhebung der 
wohlbegründeten und notwendigen Frist- 
bestimmungen des genannten Gesetzes für 
die Dauer. Dem im Rahmen des Straffrei- 
heitsgesetzes begründeten Bedürfnis trägt 
die vorgeschlagene Regelung ausreichend 
Rechnung. 
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